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der Grenzen der Verpflichtung zur ärztlichen
Hilfeleistung auf dem Territorium außerhalb
der Bundesrepublik Deutschland geführt, wie
die Tschechische und Polnische Botschaft,
das Sächsische Staatsministerium des Innern,
der betroffene Landeskreis und Rettungszweck-
verband als auch die Grenzschutzbehörden.
Die diplomatischen Vertretungen Polens und
der Tschechischen Republik verwiesen im
Jahre 1998 darauf, dass ein Arzt, der im Be-
sitz der deutschen Approbation oder Berufs-
ausübung ist, für die Ausübung ärztlicher
Tätigkeit auf dem Territorium dieser Staaten
einer Zulassung als Arzt im jeweiligen Land

bedürfe. Ohne eine solche Genehmigung
dürfe der ärztliche Beruf nicht ausgeübt wer-
den. Allerdings wurde nicht ausgeschlossen,
dass ein deutscher Arzt notwendige erste
Hilfe bei einer ernsthaften Gefährdung der
Gesundheit und des Lebens eines Menschen
gewähren könne, bis ärztliche Hilfe des je-
weiligen Staates eintreffe. 

Das Sächsische Staatsministerium des Innern
teilte auf Nachfrage mit, dass sich auch im
Zuge der EU-Osterweiterung am 1. 5. 2004
keine andere Rechtslage ergebe. Zwar gelte
auch in den neuen EU-Mitgliedsstaaten die

Dienstleistungsfreiheit. Diese betreffe aller-
dings die niedergelassenen Ärztinnen und
Ärzte. Die Zuständigkeit des Rettungsdiens-
tes endet an der Grenze Polens. Sein Einsatz
auf ausländischem Staatsgebiet bedarf daher
nach wie vor völkerrechtlicher Regelungen.
Hierfür wären auf Bundesebene Rahmenver-
einbarungen notwendig, die auf Länderebene
umgesetzt werden müssten.

Assessor Michael Kratz
Rechtsreferent

BGH-Urteil: Schadensersatzklagen von
Patienten werden erleichtert

KARLSRUHE – Durch ein neues Urteil
des Bundesgerichtshof werden Ärzte in
Zukunft bei Kunstfehlern vermehrt zur
Kasse gebeten. Grund: Fast immer liegt
künftig die Beweislast beim Arzt.

Das Einklagen von Schadensersatzansprüchen
gegenüber Ärzten wird für Patienten in der Zu-
kunft einfacher sein. Denn der Bundesgerichts-
hof hat in seinem Urteil (Az.: VI ZR 34/03)
manifestiert, dass die Beweislastumkehr pati-
entenfreundlich zu handhaben ist. Für den
Patienten bedeutet dies, dass nicht er selbst,
sondern der behandelnde Arzt die Ursachen-
zusammenhänge bei Behandlungsfehlern dar-
legen muss. Dieses Prinzip der sogenannten
Beweislastumkehr ist nicht neu, war aber bis-
her eher die Ausnahme, etwa in Fällen von
unterlassener Aufklärung durch den Arzt.

Grund für das Urteil war die Klage einer Frau
gegen drei Krankenhausärzte, die bei der Be-
handlung nach einem Motorradunfall die
Beckenringfraktur der Klägerin nicht erkannt
hätten. Als Folge dieses Behandlungsfehlers
leide die Klägerin unter ständigen Schmerzen
und einer nachgewiesenen Pseudarthrose. Das
Landesgericht hatte die Klage auf Schmerzens-
geld abgewiesen, ebenso wies das Oberlandes-
gericht die Berufung ab.

Beweislast liegt künftig meist beim Arzt
Der Bundesgerichtshof jedoch ließ die Klage
zu und gab der Klägerin recht: Wenn das
Nichterkennen eines „gravierenden Befundes“
oder das „Nichtreagieren auf ihn“ geeignet ist,
„den tatsächlich eingetretenen Gesundheits-
schaden herbeizuführen“ und der Ursachen-
zusammenhang zwischen dem Schaden und
dem „ärztlichen Fehler“ nicht „äußerst unwahr-
scheinlich“ ist, tritt eine Beweislastumkehr ein.

Befund hätte erhoben werden müssen
Laut dem Gerichtsurteil führt bereits ein „nicht
grob fehlerhaftes Unterlassen“ der erforderli-
chen und möglichen Befunderhebung zu
„erheblichen Aufklärungsschwierigkeiten
hinsichtlich des Kausalverlaufs“ und damit
zu einer Beweislastumkehr, da im dargestell-
ten Fall davon ausgegangen werden könne,
dass der Befund eine entsprechende Behand-
lung ermöglicht und den weiteren Krankheits-
verlauf erleichtert hätte. Zumindest hätte man
erkennen können, ob auch nach erfolgter Be-
handlung der Beckenringfraktur eine Pseud-
arthrose und anhaltende Schmerzen bei der
Klägerin aufgetreten wären.
Für Ärzte heißt dieses Urteil nichts Gutes:
Sie sind nur dann von der Beweislast losge-
sprochen, wenn der Zusammenhang zwischen
Behandlungsfehler und Gesundheitsschaden
„äußerst unwahrscheinlich“ ist. Solange nicht
geklärt ist, ob der Behandlungsfehler den Ge-
sundheitsschaden verursacht hat oder nicht, ver-

bleibt die Beweislast beim Arzt. Dabei reicht
es aus, dass der Behandlungsfehler geeignet ist,
den Gesundheitsschaden herbeizuführen. Die
Beweislast verbleibt nur dann beim Patienten,
„wenn jeder haftungsbegründende Ursachenzu-
sammenhang äußerst unwahrscheinlich ist“.
Somit müsste der Arzt künftig wohl in den meis-
ten Fällen Beweise dafür liefern, dass entweder
kein Behandlungsfehler vorliegt, oder der Kläger
durch einen solchen nicht geschädigt wurde.

Was ist Beweislastumkehr?
In einem Behandlungsfehlerprozess muss der
Kläger dem Arzt nicht nur nachweisen, dass
er mit an Sicherheit grenzender Wahrschein-
lichkeit falsch gehandelt, sondern auch, dass
der Fehler kausal für einen Schaden verant-
wortlich ist. Gerade letzteres ist oft schwer.
Bei der Beweislastumkehr muss der Arzt be-
weisen, dass die gegen ihn erhobenen Vor-
würfe falsch sind. Nun formulierte der BGH
folgenden Leitsatz: Ein grober Behandlungs-
fehler, der geeignet ist, einen Schaden der
tatsächlich eingetretenen Art herbeizuführen,
führt grundsätzlich zu einer Umkehr der ob-
jektiven Beweislast für den ursächlichen Zu-
sammenhang zwischen dem Behandlungs-
fehler und dem Gesundheitsschaden; nahe
legen oder wahrscheinlich machen muss der
Fehler den Schaden hingegen nicht. 

Artikel aus: „Medical Tribune 2004; (24)“
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